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Beschlüsse: 
 
21.05.2012 Stadtvertretung 

031/StV/2012 31. öffentliche/nicht öffentliche Sitzung der 
Stadtvertretung 

 
 
Bemerkungen: 
 
1. 
Es liegt folgender Ersetzungsantrag der CDU/FDP-Fraktion und SPD-Bündnis 90/DIE 
GRÜNEN-Fraktion vom 08.05.2012 vor: 
 

1. Ab sofort sind bis auf Weiteres freie und frei werdende Stellen gesperrt. Als frei 
gelten auch Stellen, deren Stelleninhaber die der Stelle zugrundeliegende Tätigkeit 
über einen längeren Zeitraum nicht ausüben (z.B. Arbeitsunfähigkeit über den 
Entgeltfortzahlungszeitraum hinaus, Mutterschutz, Elternzeit, Sonderurlaub, 
Abordnung etc.). 

 
2. Gesperrte Stellen können nur nach vorheriger Genehmigung des Hauptausschusses, 

zu der die unabweisliche Notwendigkeit der Stellenbesetzung im Wege von 
Neueinstellungen oder Umsetzungen etc. schriftlich nachzuweisen ist, zur Besetzung 
vorgesehen werden. Daran anschließend erfolgt das Stellenbesetzungsverfahren 
unter ggf. gesetzlich vorgesehener Beteiligung der Gremien bzw. Beauftragten. 

 
2. 
Der Hauptausschuss empfiehlt der Stadtvertretung mehrheitlich bei vier Gegenstimmen und 
einer Stimmenthaltung die Beschlussfassung des Ersetzungsantrages. 
 
 
Beschluss: 
 

1. Ab sofort sind bis auf Weiteres freie und frei werdende Stellen gesperrt. Als frei 
gelten auch Stellen, deren Stelleninhaber die der Stelle zugrundeliegende Tätigkeit 
über einen längeren Zeitraum nicht ausüben (z.B. Arbeitsunfähigkeit über den 
Entgeltfortzahlungszeitraum hinaus, Mutterschutz, Elternzeit, Sonderurlaub, 
Abordnung etc.). 

 

Beschlüsse 
  
zur Drucksachennummer  
 

01171/2012 

 

 

Besetzung von Stellen in der Stadtverwaltung 
 



  
 

 

2. Gesperrte Stellen können nur nach vorheriger Genehmigung des Hauptausschusses, 
zu der die unabweisliche Notwendigkeit der Stellenbesetzung im Wege von 
Neueinstellungen oder Umsetzungen etc. schriftlich nachzuweisen ist, zur Besetzung 
vorgesehen werden. Daran anschließend erfolgt das Stellenbesetzungsverfahren 
unter ggf. gesetzlich vorgesehener Beteiligung der Gremien bzw. Beauftragten. 

 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
mehrheitlich bei einigen Gegenstimmen beschlossen 
 
 
 


